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Einleitung 

Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland haben sich Rechtsprechung 
und Literatur mit Fragen der auswärtigen Gewalt und insbesondere der Verteilung 
der Kompetenzen zwischen Parlament und Regierung im Bereich der auswärtigen 
Gewalt beschäftigt. 

In den Entscheidungen zum Petersberger Abkommen1 und im Kehler Hafen-
Abkommen-Fall2 hat das Bundesverfassungsgericht  bis heute allgemein aner-
kannte Maßstäbe zur Auslegung des Art. 59 Abs. 2 GG entwickelt und damit 
die in den ersten Jahren des Bestehens der Bundesrepublik Deutschland vorhande-
nen Unsicherheiten über den Umfang der Zustimmungsbedürftigkeit  völkerrecht-
licher Verträge beseitigt.3 Die Beiträge von Menzel und Grewe auf der Staats-
rechtslehrertagung im Jahre 19534 sowie der Beitrag von Mosler in der Festschrift 
für C. Bilfinger 5 aus dem Jahre 1954 haben wichtige Teilbereiche der Stellung 
der auswärtigen Gewalt im Grundgesetz verdeutlicht. 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht  sowohl die Zulässigkeit der Verfas-
sungsbeschwerde gegen ein Zustimmungsgesetz zu einem völkerrechtlichen Ver-
trag6 als auch die Zulässigkeit der präventiven Normenkontrolle im Bereich der 
völkerrechtlichen Verträge bejaht hatte7, war Gegenstand mehrerer Entscheidun-
gen der Umfang der eigenen Prüfungskompetenz im gewaltenteilenden System 
des Grundgesetzes bei Sachverhalten mit Außenbezug. Wegweisend in diesem 

ι BVerfGE 1, 351 ff. 
2 BVerfGE 2, 347 ff. 
3 Zur Auslegung der Begriffe  „politische Verträge" sowie „Verträge, die sich auf 

Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen" vgl. die Kommentierungen bei Rojahn, 
O., in: v. Münch, I. (Hrsg.), Grundgesetzkommentar, Bd. 2,2. Aufl., Art. 59 Rdnr. 19 ff.; 
Maunz, T., in: Maunz / Dürig / Herzog / Scholz, Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 3, 
Art. 59 Rdnr. 13 ff. m. w. N.; zur rechtlichen Einordnung der Verträge zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR vgl. Doehring, K. / Ress, G., Die parlamentari-
sche Zustimmungsbedürftigkeit  von Verträgen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik, 1971, S. 48 ff. 

4 Menzel, E. / Grewe, W., Die auswärtige Gewalt der Bundesrepublik, VVDStRL 12 
(1954), S. 129 ff. 

5 Mosler, H., Die auswärtige Gewalt im Verfassungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland, Beiträge zum ausländischen öffentlichen  Recht und Völkerrecht, Heft 29, 
Festgabe für Carl Bilfinger,  1954, S. 243 ff. 

6 BVerfGE 6, 290 ff.  (195); vgl. auch BVerfGE 16, 220 (226); 24, 33 (53); 45, 83 
(96); 57, 9 (23) 

7 BVerfGE 1, 396 — Europäische Verteidigungsgemeinschaft,  2, 143 (169) 
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Bereich waren die Urteile zum Saarstatut8 und zum Grundlagen-Vertrag9, die 
Entscheidungen in Sachen Hess10, die Beschlüsse betreffend  die Verfassungsbe-
schwerden gegen angebliches Untätigbleiben des Staates hinsichtlich der Lage-
rung von C-Waffen  in der Bundesrepublik Deutschland durch die amerikanischen 
Streitkräfte 11, die Entscheidung über die gegen die Lagerung von Pershing Ii-
Raketen eingelegten Verfassungsbeschwerden 12 und den von der Fraktion der 
Grünen in dieser Sache angestrengten Organstreit13. 

Während in den Anfangsjahren des Bestehens der Bundesrepublik Deutschland 
Auslegungsfragen des Art. 59 Abs. 2 GG im Vordergrund standen, verlagerten 
sich die Rechtsprobleme durch den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 
internationalen Organisationen und zwischenstaatlichen Einrichtungen, insbeson-
dere durch den Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften, von Art. 59 Abs. 
2 GG zur Auslegung des Art. 24 GG. „Solange"-14, „Vielleicht"-15 und „Mittler-
weile"-Beschluß16 sowie die Eurocontrol-Entscheidung17 und die Entscheidung 
in Sachen Pershing I I 1 8 sind Ausdruck des Bemühens, die Grenzen der Übertrag-
barkeit deutscher Hoheitsgewalt auf zwischenstaatliche Einrichtungen aufzuzei-
gen und den Rang zwischen nationalem Recht und dem von zwischenstaatlichen 
Einrichtungen erlassenen Recht zu bestimmen. Das Verhältnis zwischen Legisla-
tive und Exekutive wurde „ im Geflecht der internationalen Beziehungen"19 durch 
einen Kompetenzverlust des Parlamentes im Rahmen von Art. 59 Abs. 2 GG 
und dem damit einhergehenden Machtzuwachs der Exekutive beschrieben.20 

s BVerfGE 4, 157 ff.  — Saarstatut; ausführlich zu dieser Entscheidung Zeidler, F.-
C., Verfassungsgericht  und völkerrechtlicher Vertrag, Schriften zum Öffentlichen  Recht, 
Bd. 251, 174, S. 41 ff.,  sowie Schuppert, F., Die verfassungsgerichtliche  Kontrolle der 
Auswärtigen Gewalt, 1973, S. 88 ff. 

9 BVerfGE 36, 1 ff.  (14). 
10 BVerfGE 55, 349 ff.  (364); vgl. auch BVerfGE 56,54 ff.  — Fluglärmentscheidung 

m. w. N. 
11 BVerfGE 77, 170 ff.;  zu diesem Urteil siehe die Anmerkung von R. Wolfrum, in: 

EuGRZ 1988, S. 295 ff. 
12 BVerfGE 66, 39 ff. 
13 BVerfGE 68, 1 ff. 
14 BVerfGE 37, 271 ff.  (277, 280 f., 285) 
is BVerfGE 52, 187 ff.  (202 f.) 
16 BVerfGE 73,339 ff.,  NJW 1987,577 ff.;  vgl. die Besprechung dieser Entscheidung 

von Kedder, Ch., Ein neuer gesetzlicher Richter?, in: NJW 1987, 526 ff.;  Hilf, M., 
Solange II: Wie lange noch Solange?, in: EuGRZ 1987, S. 1 ff.;  Ress, G., Wichtige 
Vorlagen deutscher Verwaltungsgerichte an den Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften, in: Die Verwaltung 1987, S. 177 f.; vgl. in diesem Zusammenhang auch den 
Beschluß des BVerfG vom 8.4.1987 = NJW 1988,1459 ff.  zur Abgrenzung der Gerichts-
barkeit des BVerfG von derjenigen des EuGH. 

π BVerfGE 58, 1 ff.;  59, 63 ff.  (85 ff.) 
ι
8 Siehe Anm. 12, 13; diese Entscheidung wird in der „C-Waffen-Entscheidung" 

bestätigt (BVerfGE 77, 170 ff.) 
ι
9 Erster Beratungsgegenstand der Deutschen Staatsrechtslehrertagung 1978 in Berlin 

mit Beiträgen von Tomuschat, C. und Schmidt, R., VVDStRL (36) 1978, S. 7 ff. 



Einleitung 

Tomuschat ist der Ansicht, dieser Entwicklung auf der verfassungsrechtlichen 
Ebene nicht entgegenwirken zu können. Er verweist das Parlament insoweit auf 
seine Kontroll- und Artikulationsfunktion,  auf sein Recht, die Regierung um 
Auskunft zu ersuchen, auf sein Recht, über alle Gegenstände zu debattieren.21 

Im Jahre 1984 wurde die Gegenthese aufgestellt, diesem Kompetenzverlust der 
Legislative könne durchaus auf verfassungrechtlicher  Ebene entgegengewirkt 
werden: Art. 59 Abs. 2 GG sei nämlich folgendermaßen zu lesen: 

„Immer dann, wenn die politischen Beziehungen des Bundes geregelt werden, so 
ist diese Regelung in Form eines völkerrechtlichen Vertrags zu treffen." 22 

Die Regierung wäre nach dieser Ansicht nicht frei  in der Entscheidung, ob 
eine Materie in Form eines völkerrechtlichen Vertrages oder beispielsweise durch 
einseitige Erklärung geregelt werden soll. Vielmehr bestünde von Rechts wegen 
der Typenzwang, politische Angelegenheiten im Sinn von Art. 59 Abs. 2 GG 
nur noch in der Form des völkerrechtlichen Vertrages zu regeln. 

Im außervertraglichen Bereich sind schon seit Mitte der 70er Jahre in der 
Literatur vereinzelt Stimmen lautgeworden, die Zweifel an der ausschließlichen 
Kompetenz der Regierung zum Erlaß einseitiger Maßnahmen anmeldeten: So 
hat Tomuschat im Jahre 1973 auf die rechtlichen Probleme hingewiesen, die die 
Durchsetzung von Retorsions- und Repressalienmaßnahmen auf der innerstaatli-
chen Ebene mit sich bringen.23 Im Rahmen der Diskussion über die Entsendung 
deutscher Truppen an den persischen Golf wird — unabhängig von der Frage, 
ob eine Beteiligung an UN-Aktionen von einer Grundgesetzänderung abhängig 
ist — unter Hinweis auf die Grundrechte der Soldaten die Frage gestellt, ob 
diese Entsendung allein durch einen Beschluß der Bundesregierung zulässig 
wäre, oder ob es eines formellen Gesetzes für die Entsendung der deutschen 
Truppen bedürfe 24. Die heftigen innenpolitischen Diskussionen im Jahre 1991 
über eine Beteiligung deutscher Truppen an den UN-Aktionen anläßlich der 
kriegerischen Besetzung Kuweits durch den Irak und die Forderung von Teilen 

20 Tomuschat (Anm. 19), S. 26 f. 
21 Ders. (Anm. 19), S. 26 f. 
22 Diese Rechtsansicht wurde von der Fraktion der „Grünen" als Antragstellerin im 

Organstreitverfahren  in Sachen Stationierung der amerikanischen Mittelstreckenraketen 
in der mündlichen Verhandlung vorgetragen. Vgl. BVerfGE 68, 38. 

23 Tomuschat, C., Repressalie und Retorsion. Zu einigen Aspekten ihrer innerstaatli-
chen Durchführung,  in: ZaöRV, Bd. 33 (1973), S. 179 ff.  Vgl. auch Bleckmann, Α., Die 
völkerrechtliche Repressalie im innerstaatlichen Recht, in: DÖV 1981, S. 353 ff. 

2 4 Kersting, K., Kollektive Sicherheit und peace keeping operations, in: NZWehrR 
1983, S. 64 ff.;  zur Problematik der Beteiligung an UN-Friedenstruppen vgl. Fleck, D., 
UN-Friedenstruppen im Brennpunkt, in: VN 1974, S. 161 ff.;  Klein, E., Rechtsprobleme 
einer deutschen Beteiligung an der Aufstellung von Streitkräften  der Vereinten Nationen, 
in: ZaöRV Bd. 34 (1974), S. 429 ff.;  Mössner, J. M., Bundeswehr in blauen Helmen, v. 
Münch (Hrsg.), Festschrift  für Hans-Jürgen Schlochauer, 1981, S. 97 ff.;  Tomuschat, 
D., Deutscher Beitrag zu den UN-Friedenstruppen, in: Außenpolitik, 1985, S. 272 ff.; 
Riedel, K , Bundeswehr mit „blauen Helmen"?, in: NJW 1989, 639 ff. m. w. N. 


